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I. Rechtsgrundlagen

Rechtsgrundlagen dieses Bebauungsplanes sind:

• Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. I S. 3634)

• Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017

(BGBI. I S. 3786)

• Planzeichenverordnung (PlanzV) vom 18.12.1990 (BGBI. I S. 58), zuletzt geändert durch Art. 3 des Geset

zes zur Umsetzung der Richtlinie 2014/52/EU im Städtebaurecht und zur Stärkung des neuen Zusammen

lebens in der Stadt vom 04.05.2017 (BGBI. I S. 1057)

•  Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBI. S. 357), zuletzt geändert durch

Gesetz vom 18. Juli 2019 (GBI. S. 313)

• Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24. Juli 2000 (GBI. S. 581), zu

letzt geändert durch das Gesetz vom 02. Dezember 2020 (GBI. S. 1095)

Aufgrund § 9 BauGB in Verbindung mit der BauNVO und der LBO Baden-Württemberg werden für das Ge

biet des Bebauungsplanes - in Ergänzung zum Plan und zur Zeichenerklärung - nachfolgende planungs

rechtliche Festsetzungen getroffen. Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes treten alle bisherigen pla

nungsrechtlichen Festsetzungen im Geltungsbereich außer Kraft.
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II. Planungsrechtllche Festsetzungen (§§ 1 bis 23 BauNVO + § 9 BauGB)

1 ■ Räumlicher Geltungsbereich (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Die Grenzen des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans sind im zeichnerischen Teil schwarz ge

strichelt dargestellt.

2. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB, §§ 1-15 BauNVO)

2.1. Gewerbegebiet - GE1, GE2
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 1. V. m. §§ 1 Abs. 5 und 6 BauNVO sowie § 8 BauNVO)

Gewerbegebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belästigenden Gewerbebetrie

ben.

allgemein zulässig ausnahmsweise

zulässig
nicht zulässig

Gewerbebetriebe alier Art |x] □ □
Lagerhäuser m □ □
Lagerplätze m □ □
öffentliche Betriebe □ □
Geschäfts-, Büro- und Venvaltungsgebäude n □ □
Tankstellen 13 □ □
Anlagen für sportliche Zwecke [3 □ □
Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaflspersonen
sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem
Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in
Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind

□ m □

Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und
gesundheitliche Zwecke □ □ 13

Vergnügungsstätten □ □ 13
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3. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB und §§ 16-21a BauNVO)

3.1. Höhenlage der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 1. V. m. § 18 BauNVO)

Die maximale Gebäudehöhe (GH max) ist entsprechend dem Planeintrag in der Nutzungsschablone festge

setzt. Sie wird gemessen von der Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH = Fertigfußbodenhöhe) bis zu dem

Punkt, an dem das Gebäudedach am höchsten in Erscheinung tritt, d.h. bis zum First bzw. bei Flachdächern

bis Oberkante Attika.

Technische Dachaufbauten sowie Treppenhäuser und Aufzüge dürfen die zulässige Gebäudehöhe auf einer

Grundfläche von insgesamt maximal 10 % der jeweiligen Gebäudedachfläche um maximal 3,50 m überra

gen, dies gilt auch für einzelstehende Siloanlagen mit einer Grundfläche von insgesamt maximal 100 m^. Zu

gehörige Förderanlagen auf einzelstehenden Siloanlagen dürfen diesen Wert um zusätzlich maximal 7,50 m

überragen.

Auf Flachdächern darf die Höhe der Solaranlagen die Gebäudehöhe um maximal 2,0 m überschreiten, diese

sind an allen Seiten um mindestens 2,50 m vom Dachrand abzurücken.

3.2. Zahl der Voligeschosse (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 16 und § 20 BauNVO)

Die maximal zulässige Zahl der Vollgeschosse ist den Nutzungsschablonen im zeichnerischen Teil des Be

bauungsplanes zu entnehmen und wird als Höchstwert festgesetzt.

3.3. Grundflächenzahi (GRZ) (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V. m. §§ 16 und 19 BauNVO)

Die Grundflächenzahl (GRZ) ist entsprechend dem Planeintrag in der Nutzungsschablone festgesetzt.

Es handelt sich um Maximalwerte, die durch die ausgewiesenen überbaubaren Grundstücksflächen (Bau

grenzen) eingeschränkt sein können.

3.4. Geschossflächenzahl (GFZ) (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB I. V. m. §§ 16 und 20 BauNVO)

Die maximale Größe der Geschossfläche der baulichen Anlagen ist den Nutzungsschablonen des Planteils

zu entnehmen und durch die Geschossflächenzahl (GFZ) festgesetzt.

4. Bauwelse und Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB I. V. m. § 22 BauNVO)

Für GE1 gilt:

Entsprechend dem Planeintrag in der Nutzungsschablone wird die offene Bauweise (o) festgesetzt. Die Ge

bäude sind mit seitlichem Grenzabstand zu errichten, Gebäudelängen über 50 m sind unzulässig.

Für GE2 gilt:

Entsprechend dem Planeintrag in der Nutzungsschablone wird die abweichende Bauweise (a) festgesetzt.

Die Gebäude sind mit seitlichem Grenzabstand zu errichten, Gebäudelängen über 50 m sind zulässig.

5. Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB I. V. m. § 23 BauNVO)

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im Lageplan durch Baugrenzen festgesetzt.
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6. Flächen für die Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

Das anfallende unbelastete Niederschlagswasser ist gesondert abzuleiten und über den bestehenden Re

genwasserkanal im südlichen Teil der „Gewerbestraße" abzuführen.

Flächen / Anlagen von denen ein Grundwassergefährdungspotential ausgeht, z.B. Umschlagflächen mit was

sergefährdenden Stoffen, sind wasserundurchlässig auszuführen und sind ggf. nach Vorreinigung des anfal

lenden Wassers an die vorhandene Schmutzwasserkanalisation anzuschließen.

7. Versorgungsleitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

Versorgungsleitungen sind unterirdisch zu führen.

8. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Zufahrten zu den Baugrundstücken sind nur von den Erschließungsstraßen aus zulässig.

9. BERÜCKSICHTIGUNG DER BELANGE DES ARTENSCHUTZES

Zum Schutz von Vögeln und Fledermäusen sind notwendige Gehölzrodungen und Gebäudeabrisse

ausschließlich außerhalb der Vogelbrutzeit und der Aktivitätsphase von Fledermäusen, also nicht im

Zeitraum vom 01. März bis 31. Oktober, zulässig. Zudem ist die Beräumung des Baufeldes außerhalb der

Vogelbrutperiode, also nicht im Zeitraum vom 01. März bis 30. September, durchzuführen.

Sollten während der Bautätigkeiten besonders geschützte Arten, wie beispielsweise die Erdkröte oder der

Grasfrosch, innerhalb des Vorhabensbereiches angetroffen werden, so sind diese fachgerecht aufzunehmen

und an eine geeignete Stelle außerhalb des Gefahrenbereiches zu verbringen.

Für Beleuchtungsanlagen gilt:

a) Helle, weitreichende künstliche Lichtquellen sind zu vermeiden.

Für die Außenbeleuchtung dürfen nur Natriumdampfhochdrucklampen (SE/ST-Lampen) oder LED oder

vergleichbare nachweislich insektenschonende Beleuchtungsmittel eingesetzt werden.

b) Es dürfen nur abgeschirmte Leuchten mit geschlossenem Gehäuse verwendet werden.

c) Die AbStrahlung darf nur nach unten erfolgen, d. h. nicht über die Horizontale hinaus.
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III. HINWEISE UND EMPFEHLUNGEN

1. Oberboden und Erdarbeiten

Der humose Oberboden ist getrennt abzutragen, sorgfältig zu sichern und möglichst vollständig auf dem

Grundstück wieder zu ven/venden oder zur Verbesserung der Bodenwerte auf anderen landwirtschaftlichen

Nutzflächen wieder aufgebracht werden. Dies gilt auch für Baustellenzufahrten, Baulagerflächen und sonsti

ge temporäre Einrichtungen.

Die Erdarbeiten sind möglichst im Massenausgleich durchzuführen. Auf die Verpflichtung zum schonenden

Umgang mit dem Naturgut Boden gemäß § 1a Abs. 1 BauGB wird hingewiesen.

Bei der Ausführung von Baumaßnahmen sind folgende Erfordernisse zum Schutz des Bodens zu beachten:

• Bei Baumaßnahmen ist darauf zu achten, dass nur soviel Mutterboden abgeschoben wird, wie für die Er

schließung des Baufeldes unbedingt notwendig ist.

• Ein erforderlicher Bodenabtrag ist schonend und unter sorgfältiger Trennung von Mutterboden und Unter

boden durchzuführen. Unnötiges Befahren oder Zerstören von Mutterboden auf verbleibenden Freiflächen

ist nicht zulässig.

• Bodenarbeiten sollten grundsätzlich nur bei schwach feuchtem Boden und bei niederschlagsfreier Witte

rung erfolgen.

• Ein Überschuss an Mutterboden soll sinnvoll an anderer Stelle wiederverwendet werden (Grünanlagen,

Rekultivierung, Bodenverbesserungen).

• Anfallender Bauschutt ist ordnungsgemäß zu entsorgen; Er darf nicht als An- bzw. Auffüllmaterial (Mulden,

Baugrube, Arbeitsgraben usw.) benutzt werden.

• Bodenbelastungen, bei denen Gefahren für die Gesundheit von Menschen oder erhebliche Beeinträchti

gungen des Naturhaushaltes nicht ausgeschlossen werden können, sind der Unteren Bodenschutzbehör

de zu melden.

2. Untergrundverunreinigungen, Altlasten und Abfallbeseitigung

Bekannte, vermutete, sowie gefundene Bodenbelastungen, bei denen Gefahren für die Gesundheit von

Menschen, bedeutende Sachwerte oder erhebliche Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes nicht ausge

schlossen werden können, sind der unteren Bodenschutzbehörde zu melden.

Anfallende Bauabfälle, Bauschutt und Abbruchmaterial müssen getrennt gesammelt und einer Verwertung

zugeführt bzw. als Abfall entsorgt werden. Es wird besonders auf die mögliche Bodengefährdung durch Far

ben, Lacke, Verdünnungsmittel, Holzschutzmittel, Mörtelverfestiger, Wasserschutzanstriche und andere Bau

chemikalien verwiesen. Beim Umgang mit diesen Stoffen ist besondere Sorgfalt geboten. Sie dürfen auf kei

nen Fall in den Boden gelangen. Leere Behälter und Reste sind ordnungsgemäß zu entsorgen.

3. Geologie, Geotechnik und Baugrund

Hinsichtlich Baugrundaufbau, Bodenkennwerten, Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, Baugru

bensicherung, Grundwasser etc. wird eine ingenieurgeologische Beratung durch ein privates Ingenieurbüro

empfohlen.
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Das Plangebiet befindet sich nach dem geologischen Basisdatensatz des LGRB im Ausstrichbereich von

Gesteinen der Geröllstandstein-Subformation, der Kristallsandstein-Subformation und der Plattensandstein-

Formation (Mittlerer und Oberer Buntsandstein). Die im südwestlichen Teil des Plangebiets im Untergrund
vermutlich anstehenden sehr harten Sandsteinbänke der Plattensandstein-Formation können Violetthorizon-

te (fossile Bodenbildungen) enthalten, die in der Regel nur eine geringe Festigkeit aufweisen. Es ist auf ei

nen einheitlich tragfähigen Gründungshorizont zu achten. Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der

weiteren Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur

Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden ob

jektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieur
büro empfohlen.

4. Grundwasserschutz

Das Eindringen von wassergefährdenden Stoffen in das Erdreich ist zu verhindern.

Zum Schutz des Grundwassers vor wassergefährdenden Stoffen — auch im Zuge von Bauarbeiten — sind au

ßerdem die erforderlichen Schutzvorkehrungen gegen eine Verunreinigung bzw. nachteilige Veränderung
seiner Eigenschaften zu treffen. Ggf. sind die Regelungen der VAwS zum Umgang mit bzw. zur Lagerung
von wassergefährdenden Stoffen zu beachten.

Sollte im Zuge von Bauarbeiten Grundwasser erschlossen werden (wassergesättigter Bereich), so ist dieser

Aufschluss nach Wasserhaushaltsgesetz in Verbindung mit dem Wassergesetz für Baden-Württemberg un
verzüglich beim Landratsamt anzuzeigen.

Wasserhaltungen während der Bauzeit (Grundwasserabsenkung) und das Einbringen von Stoffen in den

Grundwasserbereich (z. B. Fundamente, Kellergeschoss, Leitungen, ... ) bedürfen einer wasserrechtlichen

Erlaubnis, die bei der Unteren Wasserbehörde zu beantragen ist.

Unterhalb des höchsten Grundwasserspiegels sind Drainagen zur dauerhaften Regulierung des Grundwas
sers mit dauernder Ableitung/Absenkung des Grundwassers im Sinne des Wasserhaushaltsgesetzes nicht

zulässig.

Bauwerksteile im Grundwasser- und Grundwasserschwankungsbereich sind druckwasserdicht nach der ent

sprechenden DIN oder als sog. „weiße Wanne" auszuführen.

Kanal- und Leitungsgräben unterhalb des Grundwasserspiegels sind so mit Sperrriegeln zu versehen, dass

über die Gräben kein Grundwasser abgeführt wird.

5. Beseitigung von Niederschlagswasser

Das anfallende unbelastete Niederschlagswasser ist gesondert abzuleiten und über den bestehenden Re

genwasserkanal im südlichen Teil der „Gewerbestraße" abzuführen.
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6. Dränung

Falls bei der Erschließung und Bebauung des Gebietes Dränungen, Frischwasserleitungen oder Grund- bzw.

Quellwasseraustritte angeschnitten werden, ist deren Vorflut zu sichern. Ein Anschluss an die öffentliche

Misch- bzw. Schmutzwasserkanaiisation darf jedoch nicht erfolgen, da dies die Sammeikläraniage mengen

mäßig unnötig belasten und deren Reinigungsleistung verringern würde. Grund- und Queilwasseraustritte

sind dem Landratsamt als untere Wasserbehörde unverzüglich anzuzeigen.

7. Denkmalschutz

Sollten bei der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Befunde entdeckt werden, sind ge

mäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder Gemeinde umgehend zu benachrichtigen. Archäologische Funde

(Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschich

ten, bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unver

ändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das Regierungspräsidium Stutt

gart, Referat 84 - Archäologische Denkmalpflege (E-Mail: abteilung8@rps.bwl.de) mit einer Verkürzung der

Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten gemäß § 27 DSchG wird hingewiesen.

Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leeizeiten

im Bauablauf zu rechnen.

8. Beleuchtung

Bei der Installation neuer Beleuchtungseinrichtungen wird die Verwendung von Leuchtentypen mit geringer

Lockwirkung für Insekten empfohlen.

9. Einbauten (Rückenstützen der Straßenverkehrsffächen, Straßenschilder etc.) auf privaten
Grundstücksflächen

Auf Grund der örtlichen Verhältnisse kann es erforderlich sein, dass zur Herstellung der Straßenverkehrsflä

chen während der Bauphase vorübergehend in die Randbereiche der angrenzenden Privatgrundstücke ein

gegriffen werden muss.

Haltevorrichtungen sowie Leitungen für die Straßenbeleuchtung einschließlich Beleuchtungskörper und Zu

behör sowie Kennzeichen- und Hinweisschilder für Erschließungsanlagen befinden sich aus verschiedenen

Gründen sinnvollerweise zum Teil neben der Straßenverkehrsfiäche auf den privaten Grundstücken. Zudem

werden zur Herstellung der öffentlichen Verkehrsflächen zum Teil Böschungen, Stützmauern und Hinterbe

tonstützen für die Straßenrandeinfassung auf den angrenzenden Privatgrundstücken notwendig.

Die Gemeinde wird notwendige Einbauten frühzeitig mit den betroffenen Grundstückseigentümern erörtern

und notwendige Einbauten über z. B. Grunddienstbarkeiten sichern.

10. Vermessungs- und Grenzzeichen

Vermessungs- und Grenzzeichen sind für die Dauer der Bauausführung zu schützen und soweit erforderlich,

unter den notwendigen Schutzvorkehrungen zugänglich zu halten. Die Sicherung gefährdeter Vermessungs

zeichen ist vor Beginn beim Vermessungsamt zu beantragen.
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11. Besondere bauliche Maßnahmen

Aufgrund der Unterschreitung des Waldabstands, ist zum Zeitpunkt der Bauantragsstellung zu prüfen, ob zu
sätzliche bauliche Maßnahmen zum Schutz der Neubauten (insbesondere bezüglich eine statischen Ertüch

tigung) erforderlich werden.

12. Löschwasserversorgung

Zur Sicherstellung der Löschwasserversorgung ist eine Wassermenge von mindestens 96 m® / Stunde über

mindestens zwei Stunden erforderlich.

Die geforderte Löschwassermenge muss innerhalb eines Löschbereiches von maximal 300 Meter um die

Objekte sichergestellt werden. Geeignete Entnahmestellen (z.B. Hydranten) müssen in einer Entfernung von

höchstens 80 Meter zu Gebäuden vorhanden sein. Entnahmestellen sind mindestens einmal im Jahr, mög

lichst vor Beginn des Winters, zu überprüfen und zu warten.

Der Netzdruck darf bei der Löschwasserentnahme an keiner Stelle des Netzes unter 1,5 bar abfallen. Bei der

Verwendung von Überflurhydranten ist die DIN 3222 zu beachten. Gleiches gilt bei der Verwendung von Un
terflurhydranten, dort gilt DIN 3221. Hydranten und Wasserentnahmestellen anderer Art sind mit Hinweis

schildern nach DIN 4066 zu kennzeichnen.

Es sind Zufahrtsmöglichkeiten für Lösch- und Rettungsfahrzeuge bzw. Zu- und / oder Durchgänge für die

Feuerwehr zu den Gebäuden zu berücksichtigen.

Falls im Einzelfall aus betrieblichen Gründen eine größere Löschwassermenge erforderlich ist als die zur

Verfügung gestellten 96 mVh über 2 Stunden, ist der Nachweis im Genehmigungsverfahren zu erbringen.

Fassungen im Verf^ren:
Fassung vom 1^1/2020 für die Sitzung am 28.01.2020 BÜROGFRÖRER |

J ^ r / / 1 r\ r\r^ umwelt • verkehr • stadtpianung fGeänderte Fasssungfvom 1^.03.2021
fürdie Sitzund am^3.03ßp21 Hohenzollernweg 1
Bearbeiter: / 721 86 Empfingen
I  M-ii jJiä- - 07485/9769-0Laura Muller, Thgm®SjCirozinger . r r ,

into(a)buero-gfroerer.de

Die Ubereinstirntming dieser planungsrechtlichen Festsetzungen mit dem vom Gemeinderat
beschlossenen Bebauungsplan wird bestätigt.
Das Bebauungsplanverfahren wurde nach den gesetzlichen Bestimmungen durchgeführt.

Ausgefertigt Gemeinde Seewald, den

7/
Gerhard/Müller (Bürgermeister)

u

¥än 2021
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I. Rechtsgrundlagen

Rechtsgrundlagen dieser Vorschrift sind:

•  Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBI. S. 357), zuletzt geändert durch

Gesetz vom 18. Juli 2019 (GBI. S. 313)

•  Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24. Juli 2000 (GBI. S. 581), zu

letzt geändert durch das Gesetz vom 02. Dezember 2020 (GBI. S. 1095)

Aufgrund der LBO und Gemeindeordnung Baden-Württemberg werden für das Gebiet des Bebauungsplanes

nachfolgende bauordnungsrechtliche Festsetzungen erlassen.

Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes treten alle bisherigen bauordnungsrechtlichen Festsetzungen und

gültigen Vorschriften im Geltungsbereich außer Kraft.

In Ergänzung zum Plan und zur Zeichenerklärung wird folgendes festgesetzt;
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II. Örtliche Bauvorschriften

1. Anforderungen an die äußere Gestaltung baulicher Anlagen einschließlich Regelungen
über Gebäudehöhen und -tiefen sowie über die Begrünung (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LEO)

1.1. Dachform und Dachneigung

•  Die Wahl der Dachform ist frei.

1.2. Dachaufbauten und Dacheinschnitte

Für Dachaufbauten und Dacheinschnitte gilt;

• Aufbauten wie z.B. Gauben und Dacheinschnitte sind zulässig.

•  Aufbauten (z.B. Aufständerungen) zur Nutzung der Sonnenenergie sind nur bis maximal 2m über der

Dachfläche zulässig, diese sind an allen Seiten um mindestens 2,50 m vom Dachrand abzurücken. Auf

geneigten Dächern sind diese nur in gleicher Dachneigung und gleicher Ausrichtung wie das Hauptdach

zulässig.

•  Technische Anlagen z.B. für Lüftung und/ oder Klimatechnik sind zulässig.

1.3. Fassaden- und Dachgestaltung

Für die Fassaden- und Dachgestaltung gilt:

•  Bei Material- und Farbwahl für Außenwände und Dachdeckungen sind stark reflektierende und spiegeln

de Materlallen - ausgenommen Glas - unzulässig.

•  Die Verwendung von Materialien zur Dacheindeckung, von denen eine Gefährdung des Grundwassers

ausgehen kann, ist nicht zulässig.

2. Anforderungen an Werbeanlagen (§ 74 Abs.1 Nr.2 LEO)

Für Werbeanlagen gilt:

• Werbeanlagen auf Dachflächen sind unzulässig.

•  Zulässig sind je Gewerbegrundstück Werbeanlagen bis maximal 5 m^ Ansichtsfläche. Diese können in

unbeleuchteter, hinterleuchteter oder angestrahlter Form, oder als LED Panele ausgeführt werden. Laser

strahlen oder Blinklichter sind ausgeschlossen.

• Werbeanlagen an Gebäuden dürfen nicht über die festgesetzte GHmax hinausreichen. Reine Schriftzüge

an Gebäuden dürfen eine Höhe von 3,5 m und eine Länge von 15,0 m nicht überschreiten. Diese können

in unbeleuchteter, hinterleuchteter oder angestrahlter Form ausgeführt werden.

•  Freistehende Werbeanlagen dürfen eine Grundfläche von insgesamt 15 m^ und eine Höhe von 10,0 m

bezogen auf die EFH nicht überschreiten.

•  Zum Schutz der angrenzenden Waldflächen gilt außerdem: Die Ansichtsflächen der Werbeanlagen dürfen

nicht in Richtung Norden oder Osten zeigen.
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3. Anforderungen an die Gestaltung, Bepflanzung und Nutzung der unbebauten Flächen der
bebauten Grundstücke und an die Gestaltung der Plätze für bewegliche Abfallbehälter
sowie über Notwendigkeit oder Zulässigkelt und über Art, Gestaltung und Höhe von
Einfriedungen (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO)

3.1. Gestaltung und Nutzung der unbebauten Flächen

Für die Gestaltung und Nutzung der unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke gilt;

•  Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind als Grünflächen gärtnerisch anzulegen und dauerhaft zu

unterhalten.

•  Freistehende bzw. gebäudeunabhängige Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie sind nicht zulässig.

3.2. Gestaltung der Stellplätze

Für die Gestaltung von Stellplätzen gilt:

•  Stellplatzflächen und ihre Zufahrten sind mit wasserdurchlässigen Belägen herzustellen.

•  Flächen von denen ein Grundwassergefährdungspotential ausgeht, z.B. Umschlagflächen mit wasserge

fährdenden Stoffen, sind wasserundurchlässig auszuführen.

3.3. Einfriedungen

Für Einfriedungen gilt:

•  Soweit Grundstücke an Verkehrsflächen angrenzen, sind Einfriedungen an diesen Seiten mindestens

0,50 m hinter die Grundstücksgrenze zurückzusetzen.

•  Einfriedungen dürfen die Verkehrssicherheit und die Funktionsfähigkeit der Verkehrsflächen nicht beein

trächtigen.

•  Einfriedungen dürfen nur so errichtet werden, dass die Durchlässigkeit für Kleinsäuger sichergestellt ist.

•  Einfriedungen sind bis zu einer Höhe von 2,00 m zulässig, Abweichungen können im Benehmen mit der

Baurechtsbehörde zugelassen werden.

Fassungen Im Veifahren:

Fassung vom/3\01.2020 für die Sitzung cm 28.01.2020 BÜROGFRÖRERI
/-K .. i . r/ I 1 UMWELT • VERKEHR • STADTPLANUf
Geänderte rassung vom 10.03.2021 ,
für die SitzJng oln 23.03.2021 Hohenzollernweg 1
Bearbeiter:Ci' / 72186 Empfingen
I  K/-II IjL rt •• ■ 07485/9769-0Laura Muller, «homga ffirozinger

I  ly / / info@buero-gfroerer.de

Die Übereinstlmmura dieser örtlichen Bauvorschriften mit dem vom Gemeinderat beschlossenen
Bebauungsplan wira bestätigt.
Das Bebauungsplanverfahren wurde nach den gesetzlichen Bestimmungen durchgeführt.

Ausgefertigt Gemeinde Seev^aldy^r^^^'..^f?r.7..?.02f
Gerh^fd Müller (Bürgermeister)
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